

GemeinSAMES
Behindertentestament 

 Testamentsvollstreckung

und Bestimmung einer betreuenden Person
Zwischen den Eheleuten

Vorname Name, Straße Hausnummer, PLZ Ort

und

Vorname Name, Straße Hausnummer, PLZ Ort

Wir besitzen ausschließlich die deutsche Staatsangehörigkeit.
Da unser dauerhafter Aufenthaltsort Deutschland ist, soll für sämtliche erbrechtlichen Fragen – insbesondere hinsichtlich der Gültigkeit dieses Testaments, seiner verbindlichen Wirkung und der Verteilung unseres Vermögens – deutsches Recht maßgeblich sein.
Wir sind seit dem        in       verheiratet und leben im Güterstand der Zugewinngemeinschaft.

Aus unserer Ehe stammen insgesamt  (Anzahl der Kinder),  und zwar: 


1.
      geboren am      , wohnhaft      


2.
      geboren am      , wohnhaft      


3.
      geboren am      , wohnhaft      


4.
      geboren am      , wohnhaft      


Unsere gemeinsamen Kinder leben; weitere Kinder – gleich welcher Abstammung – bestehen nicht.


Unsere Sohn/Tochter       lebt mit einer geistigen und körperlichen Behinderung. 


Zwischen uns bestehen keine vertraglichen oder testamentarischen Bindungen hinsichtlich der Regelung unseres Nachlasses. Insbesondere liegt weder ein Erbvertrag noch ein gemeinschaftliches Testament vor. Sämtliche früher errichteten Verfügungen von Todes wegen werden hiermit vorsorglich widerrufen. Ein Ehevertrag wurde nicht geschlossen.


Für den Todesfall treffen wir folgende Anordnungen: 
§1
Verfügung des Erstversterbenden


Der Erstversterbende verfügt, dass folgende Person(en) ihn beerben:


Unsere  behinderte Sohn/Tochter       soll einen Erbanteil von 1/14 erhalten; der verbleibende Anteil von 13/14 geht an den überlebenden Ehegatten.


Unsere behinderte Sohn/Tochter       wird als Vorerbe eingesetzt.


Für den Fall, dass unser behindertes Kind (Name) vor uns verstirbt oder die Erbschaft nicht annimmt, fällt dessen Erbteil dem überlebenden Ehegatten zu. In diesem Fall wird der länger lebende von uns alleiniger Erbe des zuerst Verstorbenen.


Ersatzerbe des länger lebenden Ehegatten ist unser Kind (eines der übrigen Kinder oder eine dritte Person) und dessen Nachkommen zu gleichen Anteilen entsprechend der Stämme. 


Als Nacherbe wird der überlebende Ehegatte eingesetzt.


Mit dem Tode des Vorerben tritt der Nacherbfall ein.



Das Anwartschaftsrecht des eingesetzten Nacherben kann nicht vererbt werden und nicht auf den Vorerben übertragen werden. Erfolgt eine Übertragung, so entfällt die Ersatznacherbfolge unter der auflösenden Bedingung dieser Übertragung. Mit dem Eintritt der Bedingung erlischt die Stellung des Ersatznacherben.
§2
Verfügung des überlebenden Ehegatten

Der überlebende Ehegatte bestimmt folgende Personen als Erben seines verbleibenden Nachlasses:



a.
unsere  Sohn/Tochter (das behinderte Kind) zu 1/7Anteil



b.
unsere  Sohn/Tochter       zu 2/7Anteil



c.
unsere  Sohn/Tochter       zu 2/7Anteil



d.
unsere  Sohn/Tochter       zu 2/7Anteil



Unsere behinderte Sohn/Tochter       wird ausschließlich als Vorerbe eingesetzt und unterliegt den gesetzlichen Beschränkungen, die mit dieser Stellung verbunden sind.


Unsere übrigen Kinder, mit Ausnahme unseres behinderten Kindes, werden als Nacherben eingesetzt.


Der Übergang auf die Nacherben erfolgt mit dem Ableben des Vorerben. 


Sollte einer der als Schlusserbe oder Nacherbe eingesetzten Abkömmlinge vor dem Erbfall versterben oder die Erbschaft ausschlagen, so treten dessen eigene Nachkommen an seine Stelle. Hinterlässt der wegfallende Erbe keine Abkömmlinge, so wird dessen Anteil nach § 2094 BGB auf die übrigen Schluss- bzw. Nacherben entsprechend ihrer Erbquoten verteilt. Gibt es auch keine weiteren berücksichtigungsfähigen Abkömmlinge, fällt der betreffende Erbteil den verbleibenden Schluss- bzw. Nacherben allein zu.


Das Anwartschaftsrecht des Nacherben ist ausschließlich übertragbar auf den Vorerben. Eine Vererbung dieses Rechts an Dritte ist ausgeschlossen. Erfolgt eine solche Übertragung, entfällt die Ersatznacherbfolge; die Berufung der Ersatznacherben steht somit unter der auflösenden Bedingung der Übertragung auf den Vorerben.
§3
Gleichzeitiges Versterben

Im Fall des Eintretens eines gleichzeitigen Unglücks, bei welchem nicht festgestellt werden kann, wer von beiden vorverstorben ist, oder bei einem gleichzeitigen Versterben trifft jeder von ihnen die vorstehende Verfügung von Todes wegen für seinen Nachlass.
§4
Testamentsvollstreckung


Im Übrigen gilt:



Unsere Sohn/Tochter       ist infolge seiner/ihrer Behinderung nicht in der Lage seine/ihre Angelegenheiten selbst zu regeln, insbesondere was den verantwortungsvollen Umgang mit dem im Erbfall anfallenden Vermögenswerten betrifft. 


Vor diesem Hintergrund wird für den Erbteil Unsere Sohn/Tochter sowohl nach dem Tod des zuerst Versterbenden als auch nach dem Ableben des länger lebenden Ehegatten eine Testamentsvollstreckung für die Dauer seine/ihre Lebens angeordnet.


Als Vollstrecker des Erbteils unseres/r Sohnes/Tochter nach dem Tod des überlebenden Ehegatten benennen wir     . 


Als Ersatz wird zur Vollstreckung des Testaments         bestimmt. 


Dem Testamentsvollstrecker wird das Recht eingeräumt, jederzeit eine geeignete Nachfolgeperson für sein Amt zu benennen. Sollte er das Amt nicht antreten oder niederlegen und von seinem Benennungsrecht keinen Gebrauch machen, wird das zuständige Nachlassgericht ersucht, eine geeignete Person als Testamentsvollstrecker zu bestellen.


Dem Testamentsvollstrecker ist es nicht gestattet, über den Erbteil eigenständig zu verfügen. Im Falle einer Auseinandersetzung zwischen den Miterben darf er an der Erbauseinandersetzung mitwirken. Nach Durchführung der Nachlassteilung bleibt die Testamentsvollstreckung hinsichtlich der dem Vorerben zugewiesenen Vermögenswerte bestehen.


Der Testamentsvollstrecker soll sämtliche Verwaltungsbefugnisse ausüben, unserem/r Sohn/Tochter als (Mit-)Erben zustehen würden. Er wird ausdrücklich von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit.


Gemäß § 2216 Absatz 2 BGB erhält der Testamentsvollstrecker die verbindliche Weisung, die unserem/r Sohn/Tochter als Vorerben zustehenden jährlichen Reinerträge aus dem Nachlass ausschließlich in folgender Weise zu verwenden:
4.1
Alle Ausgaben für Gegenstände des täglichen persönlichen Bedarfs, insbesondere für Kleidung, Körperpflegeprodukte und einfache Haushaltsausstattung.
4.2
Etwaige Geldzuwendungen, insbesondere Taschengeld, sind so zu bemessen, dass sie, bei bestehendem Bezug von Sozialleistungen, die nach geltender Rechtslage zulässigen Beträge zur freien Verfügung nicht überschreiten.
4.3
Zuwendungen, insbesondere zu Anlässen wie Weihnachten, Ostern und zum Geburtstag, unter entsprechender Berücksichtigung der persönlichen Vorlieben unseres/r Sohnes/Tochter. 
4.4
Die Finanzierung von Freizeitaktivitäten, insbesondere der Ausübung von Hobbys, künstlerischen oder musikalischen Interessen sowie sportlichen Betätigungen, ist ausdrücklich gestattet.
4.5
Die Kosten für Urlaubsreisen oder Ferienfreizeiten dürfen übernommen werden, einschließlich der hierfür erforderlichen Ausrüstung sowie gegebenenfalls der Vergütung einer Begleitperson.
4.6
Aufwendungen für Reisen zu Familienangehörigen oder nahestehenden Personen
4.7
Aufwendungen für sämtliche medizinisch indizierten Leistungen und Behandlungen, einschließlich therapeutischer Maßnahmen und sonstiger Heilbehandlungen, dürfen übernommen werden, soweit diese nicht oder nicht vollständig von der Krankenkasse getragen werden.
4.8
Aus dem Nachlass dürfen auch solche Anschaffungen finanziert werden, die spezielles Mobiliar, individuelle Ausstattungsgegenstände oder notwendige Hilfsmittel betreffen, sofern diese nicht oder nicht vollständig von der Kranken- oder Pflegekasse übernommen werden. Der Testamentsvollstrecker hat hierbei auf eine gute Qualität und den praktischen Nutzen für unser Kind besonders zu achten.
4.9
Für besondere Unternehmungen, die den Interessen und Wünschen unseres Kindes entsprechen, wie Ausflüge, kulturelle Veranstaltungen oder Freizeitaktivitäten, darf bei Bedarf zusätzliches Begleit- oder Betreuungspersonal entlohnt werden.


Der Testamentsvollstrecker wird ausdrücklich angewiesen, die persönlichen Wünsche und Bedürfnisse unseres/r Sohnes/Tochter.  bestmöglich zu berücksichtigen.
Dem Testamentsvollstrecker obliegt es, nach billigem Ermessen zu entscheiden, in welchem Umfang und auf welche der zuvor genannten Verwendungszwecke die jährlichen Reinerträge verwendet werden. Dabei ist er ausdrücklich angewiesen, ausschließlich das Wohl unseres unseres/r Sohnes/Tochter.  als Maßstab seines Handelns zugrunde zu legen.

Sollten die jährlichen Reinerträge des unserem Sohn / unserer Tochter zustehenden Erbteils in einem Jahr nicht vollständig für die zuvor genannten Zwecke verwendet werden, sind die verbleibenden Mittel ertragreich anzulegen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass Rücklagen für geplante Reisen oder größere Anschaffungen gebildet werden müssen.



Für alle weiteren Angelegenheiten der Testamentsvollstreckung finden die entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen Anwendung.
§5
Unwirksamkeit


Im Falle der Auflösung oder Nichtigkeit unserer Ehe verlieren die vorstehenden letztwilligen Verfügungen ihre Wirksamkeit vollständig. Dies gilt auch dann, wenn zum Zeitpunkt des Todes eines Ehepartners ein begründeter Scheidungs- oder Aufhebungsantrag anhängig ist.
§6
Betreuerin

Wegen der bestehenden geistigen und körperlichen Beeinträchtigungen benötigt unser Kind eine dauerhafte Fürsorge und Betreuung.


Als Betreuerin für unsere behinderte Sohn/Tochter nach dem Tod des länger lebenden von uns schlagen wir       vor. Er/Sie ist unserem Kind seit vielen Jahren vertraut und kennt die  besonderen Bedürfnisse genau.


Im Einzelnen hat er/sie      .



Aufgrund dieser langjährigen Erfahrung sind wir überzeugt, dass er sie/als Betreuer/in die Interessen unseres Kindes zuverlässig vertreten und für dessen persönliche Betreuung sorgen wird
§7
Vermögen


Unser derzeitiges gemeinsames Reinvermögen beläuft sich auf etwa       EUR an.



Es umfasst:      
§8
Schlussbestimmungen


Alle Regelungen dieses Testaments stehen, sofern nicht ausdrücklich abweichend geregelt, in wechselseitiger Abhängigkeit und können nur gemeinsam geändert oder widerrufen werden.


Ort, Datum

Ort, Datum



Name Ehefrau
Name Ehemann















